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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Die von der ehemaligen Genfer Ständerätin Lise Girardin präsidierte Eidgenössische
Kommission für Ausländerprobleme (EKA) konnte ihr 20jähriges Bestehen feiern. Aus
diesem Anlass erschien das Handbuch "Ausländer in der Gemeinde" in einer vollständig
neuen und erweiterten Form. Es soll die Kantone und Gemeinden bei der Aufgabe, die
Ausländer einzugliedern, mit Informationen, Kontaktadressen und Empfehlungen
unterstützen. Das Handbuch wurde von der EKA zusammen mit den Dachverbänden der
Städte, der Bürger- und der Einwohnergemeinden herausgegeben. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.11.1990
MARIANNE BENTELI

Migrantinnen und Migranten sind weniger gesund als Einheimische vergleichbarer
Bevölkerungsgruppen. Eine neue Strategie „Migration und Gesundheit 2002-2006“
soll in der Gesundheitspolitik die Chancengleichheit fördern und zur Integration
beitragen. Grosse Bedeutung misst das Konzept der Information über das
Gesundheitswesen sowie der Prävention zu. An der Strategie, für deren Umsetzung
jährlich 9,5 Mio Fr. vorgesehen sind, beteiligen sich mehrere Bundesämter und die EKA.
Als Teil dieses Projektes haben die Caritas und das SRKhaben im Auftrag des BAG einen
„Gesundheitswegweiser Schweiz“, der sich in 19 Sprachen speziell an die Einwanderer
richtet erarbeitet. 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.04.2001
MARIANNE BENTELI

Nach einem Jahr der Turbulenzen stand die eidgenössische Ausländerkommission
(EKA) vor einem Neuanfang, da auch erstmals die 1998 vom Parlament mit der
Teilrevision des ANAG beschlossenen Bundesgelder zur Integrationsförderung flossen
(10 Mio Fr. für 2001). Für ihre Arbeit der nächsten Jahren setzte die EKA zwei
Schwerpunkte, nämlich die erleichterte Einbürgerung, ihrer Ansicht nach das beste
Mittel zur dauerhaften Integration, sowie die sprachliche und berufliche Aus- und
Weiterbildung. Per Ende Jahr trat die 2000 als Krisenmanagerin berufene EKA-
Präsidentin, alt Ständerätin Rosemarie Simmen (cvp, SO), von ihrem Amt zurück; der
Bundesrat bestimmte alt National- und Regierungsrat Francis Matthey (sp, NE) zu ihrem
Nachfolger. 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.12.2001
MARIANNE BENTELI

An ihrer ersten Plenarsitzung des Jahres beschlossen die Mitglieder der
Eidgenössischen Ausländerkommission (EKA), künftig jährlich ein Schwerpunktthema zu
definieren. 2003 widmete sich die Kommission vorrangig dem Zugang zum
Arbeitsmarkt und damit laut EKA einem Schlüsselbereich für die Integration. Im
November fand dazu unter dem Titel „Integration durch Arbeit“ eine Tagung statt, an
der mehrere Empfehlungen zu Ausbildung, Berufseinstieg und Qualifikation abgegeben
wurden sowie an die Arbeitgeber appelliert wurde, die kulturelle Vielfalt als Chance für
die Betriebe wahrzunehmen. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 22.01.2003
MARIANNE BENTELI

Auf den 1. Juni wurden Schweizerinnen und Schweizer in Liechtenstein den EWR-
Staatsangehörigen gleichgestellt. Im Gegenzug gewährt die Schweiz den bereits im Land
wohnenden Liechtensteinerinnen und Liechtensteinern die Gleichstellung mit den
EU/EFTA-Staatsangehörigen. Grundlage für die Neuregelung bildet die EFTA-
Konvention von 2001. 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.06.2003
MARIANNE BENTELI

Im Rahmen des ersten Integrationsförderungsprogramms des Bundes (2000-2003)
hatte die EKA vorrangig Projekte unterstützt, welche die sprachlichen Fähigkeiten der
Ausländerinnen und Ausländer verbessern sollen. Für das zweite Vierjahresprogramm
(2004-2007) wurden neue Prioritäten definiert. Die meisten der bisherigen
Schwerpunkte (Verständigung fördern, Zusammenleben erleichtern, Kompetenzen
entwickeln) werden zwar – teilweise in abgeänderter Form – weitergeführt, neu werden
aber vermehrt Projekte unterstützt, welche zur „Öffnung von Institutionen“ (Vereine

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 14.08.2003
MARIANNE BENTELI
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usw.) für die ausländische Bevölkerung beitragen. Zudem will die EKA in Zukunft bei der
Vergabe von Finanzbeiträgen noch vermehrt mit den regionalen Integrationsstellen
zusammenarbeiten, die teilweise erst in den letzten Jahren entstanden sind. 6

Seit Mitte Dezember brauchen Bürger von Mazedonien, Montenegro und Serbien bei
der Einreise in den Schengen-Raum kein Visum mehr. Als Schengen-Vertragspartner ist
auch die Schweiz zur Übernahme dieser Änderung verpflichtet. Die Befreiung von der
Visumspflicht gilt jedoch nur für Personen, die höchstens drei Monate in der Schweiz
bleiben und dabei keiner Erwerbsarbeit nachgehen. Ausserdem müssen die
Betroffenen einen biometrischen Pass besitzen. 7

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.12.2009
ANDREA MOSIMANN

Ebenfalls als Folge der Weiterentwicklung des Schengen-Besitzstandes wurde in der
Schweiz die Visumspflicht für Staatsangehörige aus Albanien, Bosnien und Herzegowina
sowie für Inhaber eines taiwanesischen Passes und für Bürger der nördlichen Marianen
aufgehoben. Die Befreiung von der Visumspflicht gilt für einen Aufenthalt von
höchstens drei Monaten ohne Erwerbstätigkeit im Schengen-Raum. 8

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 10.12.2010
ANDREA MOSIMANN

1) Lit. Riedo / Ryter; Gesch.ber. 1990, S. 209; Bund, 17.11.90.
2) Presse vom 11.4.01; NZZ, 19.9.01.  (CHSS, 2001, S. 369)
3) Presse vom 30.10., 1.11. und 19.12.01. Siehe SPJ 2000, S. 242. 11; Presse vom 4.1.01; NZZ, 22.8.01; SPJ 1998, S. 280 und 2000,
S. 241 f. Vgl. auch oben, Teil I, 1b (Bürgerrecht).
4) Presse vom 22.1.03; NZZ, 8.11.03. 
5) Presse vom 3.6.03. Siehe SPJ 2001, S. 55.
6) Presse vom 14.5. und 24.5.03; NZZ, 14.8.03 (Bedeutung der Vereine).
7) NLZ, 16.7. und 9.11.09; NZZ, 17.12.09.
8) Medienmitteilungen des EJPD vom 10.12. und 22.12.10.
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